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Vermögensregister der EU: Joachim
Streit warnt vor unnötiger Belastung

Die EU plant ein umfassendes Vermögensregister, das laut
Joachim Streit einen massiven Eingriff in die Privatsphäre
darstellt. Er kritisiert die unverhältnismäßigen Folgen für

Millionen unbescholtener Bürger und sieht in dem Register
mehr Bürokratie und Missbrauchsgefahr als Nutzen.

Erfahren Sie, warum gezielte Maßnahmen zur Bekämpfung
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung effektiver

wären.



Alarmstufe Rot in der EU! Ein geplantes Vermögensregister
könnte unser aller Privatsphäre auf den Kopf stellen! Während
die offiziellen Stimmen betonen, dass dieses Register gegen
Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und Steuerhinterziehung
helfen soll, sieht der Abgeordnete Joachim Streit (FREIE
WÄHLER) die Wahrnehmung ganz anders – und warnt: „Das ist
ein massiver Eingriff in die Privatsphäre!“



Wie kann es sein, dass so viele Bürger, die sich nichts
zuschulden kommen lassen haben, unter Generalverdacht
geraten? Streit macht klar: „Ein Register, das pauschal alle
Vermögenswerte über 200.000 Euro erfasst, würde Millionen von
Bürgern mit Vorurteilen beladen, obwohl sie keinerlei
Verbindung zu kriminellen Aktivitäten haben!“ Er spricht damit
ein grundlegend wichtiges Thema an, das jeden von uns
betreffen könnte.

Bürokratie ohne Ende

Doch das ist noch nicht alles! Die von den Bürgern geforderte
Regelmäßigkeit, ihre Vermögenswerte zu melden und zu
aktualisieren, könnte einen bürokratischen Albtraum entfachen.
Streit warnt: „Die Belastung und Verunsicherung der Bürger
stünde in keinem Verhältnis zu dem vermeintlichen Nutzen, den
ein solches Register bringen könnte.“ Falsche oder
unvollständige Angaben könnten zu drastischen Sanktionen
führen, selbst wenn niemals eine böse Absicht bestand!

Die Sorgen um Datenschutz sind ebenfalls nicht ohne Grund: Ein
zentrales Register, das sensible Informationen über
Vermögenswerte speichert, zieht Cyberkriminelle magisch an!
Streit betont die Unsicherheit, die durch unzureichenden Schutz
entstehen könnte, und sie stellt sich die drängende Frage: Wer
hatte Zugang zu diesen heiklen Daten? Und wie kann
Missbrauch durch staatliche Stellen oder private Akteure
verhindert werden?

Ein Aufruf zum Umdenken

Mit einem klaren Blick auf die aktuelle Situation fordert Streit
nun von der EU, gezielte Maßnahmen zur Bekämpfung von
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung einzuführen. „Ein
unverhältnismäßig umfangreiches Vermögensregister, das
unbescholtene Bürger pauschal erfasst, würde mehr Schaden als
Nutzen anrichten“, so der Abgeordnete, der ein deutliches
Zeichen für den Schutz der Bürgerrechte setzt.



In Zeiten, in denen Datenschutz und Privatsphäre immer
wertvoller werden, sind die Stimmen wie die von Joachim Streit
dringend erforderlich. In einer Welt voller Bedrohungen ist es
unsere Pflicht, wachsame Augen auf unsere Rechte zu haben!
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